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Liebe Leserinnen und Leser, 
 
diese Woche hat die Koalition ein Gesetzesvorhaben zur Sicherung 
des derzeitigen Rentenniveaus ins Parlament eingebracht. Die SPD 
löst hiermit ein zentrales Wahlkampfversprechen ein. Das Renten-
niveau von 48% soll bei Beitragssätzen von maximal 20% bis 2025 
festgeschrieben werden. Die SPD setzt sich jedoch weiterhin für 
eine solche Rentensicherung über das Jahr 2025 hinaus ein. 
 
Wir stärken Familien den Rücken. Mit dem Familienentlastungsge-
setz stärken wir Familien, in dem wir das Kindergeld ab Juli 2019 
monatlich um 10 Euro erhöhen, den Grundfreibetrag anheben und 
mit steuerlichen Mitteln der „kalten Progression“ entgegentreten, 
damit das Geld auch im Geldbeutel der Leute ankommt. 
Das wird zum Beispiel dazu führen, dass eine Familie mit 60.000 
Euro Jahreseinkommen ab 2020 über 20 Prozent (ca. 530 Euro) 
weniger Steuern zahlt. 
 
Trotz der sich ständig bessernden Arbeitslosenquote haben wir in 
unserer Gesellschaft das Problem der Langzeitarbeitslosigkeit. Wir 
als Koalition kümmern uns und unterstützen die Betroffenen mit 
einem großangelegten Programm zur Eingliederung in den ersten 
Arbeitsmarkt und somit zur Aufnahmen von sozialversicherungs-
pflichte Beschäftigungen. Bei der Bekämpfung von Arbeitslosigkeit 
geht es nicht lediglich um Lohn und Brot, sondern auch um die 
Stärkung der gesellschaftlichen Teilhabe aller Bürgerinnen und 
Bürger, weshalb unsere Unterstützung Pflicht ist. 
 
Ebenfalls beriet der Bundestag über die Verlängerung des Bundes-
wehreinsatzes im Irak. Neben der Zustimmung des Deutschen 
Bundestages ist die Verlängerung erstmals auch an die Zustim-
mung des neuen irakischen Parlaments (bis April 2019) gekoppelt.  
 
Um mich zukünftig noch intensiver den gesundheitspolitischen 
Themen zu widmen, habe ich diese Woche mein Mandat im Tou-
rismusausschuss schweren Herzens abgegeben.  
 
Über diese und weitere Themen informiere ich Sie gerne und  wün-
sche Ihnen und Ihrer Familie eine gute Lektüre sowie ein schönes 
Wochenende.  
Und vergessen Sie nicht: Sonntag ist Wahltag! 
 
 

Ihre 
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Foto  
      der Woche 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Statement 
der Woche 
 
„Ich will, dass wir politisch Ver-

antwortlichen endlich wieder ei-

nen politischen Stil hier im Land 

haben, wo wir uns mit Respekt 

und Anstand begegnen. Wo wir 

auch mal zeigen, was wir        

wollen." 

sinngemäß von Natascha Kohnen über Anstand in 

der Politik und Gesellschaft. Zitat wurde Kohnens 

Auftritt in der BR Wahlarena vom 09.10.2018 

Highlights 
der nächsten Wochen 
 

 

Wann Wo Was 

Sa. ,  
13 .1 0.  

10.0 0  
Uh r  –  
11 .0 0  
Uh r  

Mar kt pl atz ,  
Bad K i s s i n ge n  

Info sta n d  

Di . ,  
16 .1 0.  

18.0 0  
Uh r-  
20:3 0  
Uh r  

Lan de sv er -
tr et u ng  
Saa r l an d,  
Ber l i n  

Podi um s di sk u ss io n:  
„E i n  Ja hr  nac h d er  
Bu nd e sta g swa hl  –  Wo 
st e ht  da s  G es u nd h ei t s -
wes e n?  

Mi . ,  
17 .1 0.  

14.0 0  
Uh r-  
16.0 0  
Uh r  

Pau l -Löb e-
Hau s,  Ra um  
E400,  B e r l in  

Fac hg e s präc h z u r  
Orga n s pe n de  

 

 

 

 

Schweren Herzens habe ich mich von der AG Tourismus der SPD-Bundestagsfraktion verabschiedet, 
um mich künftig intensiver der Gesundheitspolitik widmen zu können. Auf dem Foto sehen Sie von 
links nach rechts: Frank Junge (stellvertretender AG-Sprecher), Gülistan Yüksel, Sabine Dittmar, Gab-
riele Hiller-Ohm (AG-Sprecherin). Foto: Büro Sabine Dittmar. 
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TOP-THEMA 

 

Der Rentenpakt: 

Kurswechsel in der 

Rentenpolitik 

 
Im Alter abgesichert zu sein, ist ein Kernverspre-

chen des Sozialstaats. Dieses Versprechen ist 

für die SPD-Fraktion Verpflichtung. Durch die Al-

terung der Gesellschaft drohen derzeit ein Sin-

ken des so genannten Rentenniveaus und zu-

gleich steigende Beiträge zur Rentenversiche-

rung. Deshalb haben die Sozialdemokratinnen 

und Sozialdemokraten bei den Koalitions-ver-

handlungen mit der Union Druck gemacht, die 

Alterssicherung zu stärken. Damit wird ein ech-

ter Kurswechsel in der Rentenpolitik eingeleitet. 

 

Der Bundestag hat am Donnerstag erstmals 

über den Rentenpakt von Bundessozialminister 

Hubertus Heil (SPD) debattiert. Mit diesem Ge-

setzespaket werden ein Rentenniveau vor Steu-

ern bei 48 Prozent und ein Beitragssatz bei rund 

20 Prozent gesichert. Diese beiden Haltelinien 

sollen vorerst bis 2025 gelten. 

 
Was genau sich ändert:  

 

Um das Rentenniveau bei 48 Prozent stabil zu 

halten, soll die Rentenanpassungsformel um 

eine Niveausicherungsklausel ergänzt werden. 

Sie sorgt dafür, dass die Renten bis 2025 so an-

gepasst werden, dass mindestens ein Niveau 

von 48 Prozent erreicht wird.  

 

Um den Beitragssatz bei 20 Prozent zu halten, 

soll eine Beitragssatzgarantie eingeführt wer-

den. Hierzu werden bei Bedarf weitere Steuer-

mittel bereitgestellt. Zusätzlich verpflichtet sich 

der Bund in den Jahren 2022 bis 2025 zu Son-

derzahlungen in Höhe von 500 Millionen Euro 

pro Jahr als Finanzierungssockel für die Renten-

versicherung. Ein stabiles System der Altersvor-

sorge ist ein gesamtgesellschaftliches Anliegen 

– aus diesem Grund ist eine stärkere Finanzie-

rung mit Steuergeldern gerechtfertigt. So wird 

auch gewährleistet, dass nicht eine Generation 

diese Aufgabe allein schultern muss. 

 

Verbesserung der Erwerbsminderungsrente 

 

Der Rentenpakt sieht noch eine weitere erhebli-

che Verbesserung bei der sozialen Sicherheit 

vor. Dabei geht es um Menschen, die in Zukunft 

nur noch ganz wenig oder gar nicht mehr arbei-

ten können – die also erwerbsgemindert sind. 

Gerade wer aus gesundheitlichen Gründen frü-

her aus dem Berufsleben ausscheiden muss, 

braucht den Schutz der Solidargemeinschaft.  

 

Darum soll die so genannte Zurechnungszeit 

zweimal angehoben werden. Für Rentenzu-

gänge im Jahr 2019 wird die Zurechnungszeit in 

einem Schritt auf das Alter von 65 Jahren und 

acht Monaten angehoben und  für Neuzugänge 

von 2020 an schrittweise auf das vollendete 67. 

Lebensjahr. Die Rente wird dann so berechnet, 

als hätten die Betroffenen nach Eintritt ihrer Er-

werbsminderung bis zu diesem Alter weitergear-

beitet. Dadurch erhöht sich deren Erwerbsmin-

derungsrente. Von 2019 an profitieren davon 

mehr als 170.000 Menschen. 

 

Entlastung bei geringen Einkommen 

 

Außerdem wird die Koalition mit dem Gesetzes-

paket knapp 3,5 Millionen Menschen mit nur ge-

ringem Einkommen bei der Beitragszahlung ent-

lasten. Das Gute: Ihre Rentenanwartschaften 

verschlechtern sich dadurch nicht. Denn vor al-

lem Menschen mit wenig Einkommen sind auf fi-

nanzielle Spielräume angewiesen.  

 

Konkret sieht das so aus: In der bisherigen Gleit-

zone zahlen Beschäftigte mit einem monatlichen 

Arbeitsentgelt von 450 bis 850 Euro verringerte 

Arbeitnehmerbeträge. Diese Gleitzone soll zu ei-

nem sozialversicherungsrechtlichen Übergangs-

bereich mit einer auf 1300 Euro angehobenen 

Grenze der Beitragsentlastung weiterentwickelt 

werden. Man zahlt also weniger Beiträge. 

 

Ausweitung der Mütterrente 

 

Schließlich wird allen Müttern oder Vätern für 

ihre Kinder, die vor 1992 geboren worden sind, 

bei der Rente ein weiteres halbes Jahr bei der 

Kindererziehung angerechnet. Davon werden 

auch rund zehn Millionen Menschen profitieren, 

die bereits Rente beziehen. Dass diese Rege-

lung nun doch für alle gilt, und nicht nur für Eltern 

mit mindestens drei Kindern, hat die SPD-

Fraktion durchgesetzt.  

 

Mit diesen umfangreichen Maßnahmen stärkt 

die Koalition das Vertrauen in die gesetzliche 

Rente – die sich aller Unkenrufe zum Trotz auch 

in den Finanzkrisen als stabiler Faktor in der Al-

terssicherung erwiesen hat.  
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Wichtig ist für die SPD-Bundestagsfraktion je-

doch, diese Sicherheit auch über 2025 festzu-

schreiben. Auch diejenigen, die heute einzahlen, 

müssen sich darauf verlassen können, dass das 

Rentenniveau nicht weiter absinkt. Die Rente 

der gesetzlichen Rentenversicherung bleibt 

auch künftig die wichtigste Säule in der Alterssi-

cherung in Deutschland. Dafür werben nicht zu-

letzt die SPD-Abgesandten in der Rentenkom-

mission der Bundesregierung, die im Herbst 

2018 ihre Arbeit aufgenommen hat und Vor-

schläge für die Alterssicherung der Zukunft erar-

beiten soll. 

 

 

 

FINANZPOLITIK 

 

Mehr Kindergeld, 

höherer Kinderfreibetrag 

 
Die Große Koalition stärkt Familien. Am Don-

nerstag hat der Bundestag in 1. Lesung über das 

so genannte Familienentlastungsgesetz debat-

tiert. Mit dem Gesetz sollen das Kindergeld er-

höht sowie der Kinderfreibetrag und der Grund-

freibetrag für Erwachsene angehoben werden. 

Außerdem sollen die Steuermehreinnahmen 

aufgrund der kalten Progression zurückgegeben 

werden. Das macht sich bei jedem auf dem mo-

natlichen Gehaltszettel bemerkbar. 

 

SPD-Fraktionschefin Nahles sagt: „Familien sind 

die wahren Leistungsträger der Gesellschaft.“ 

Familien zu stärken und zu entlasten, ist deshalb 

ein wichtiges Ziel der SPD-Fraktion. 

 

Ganz konkret heißt das: Das Kindergeld wird um 

10 Euro pro Monat ab dem 1. Juli 2019 an-geho-

ben. Der Kinderfreibetrag wird entsprechend er-

höht, und zwar um 192 Euro auf 7602 Euro. 

Eine weitere Kindergelderhöhung von 15 Euro 

pro Monat und eine zusätzliche Erhöhung des 

Kinderfreibetrags auf 7812 Euro wird die Koali-

tion 2021 vornehmen. 

 

Die Gesetzesvorlage führt insgesamt zu einer 

Steuerentlastung von knapp 10 Milliarden Euro. 

Die Steuersenkung kommt bei den Bürgern und 

vor allem bei den Familien unmittelbar an. Ein 

Beispiel: Eine Familie mit zwei Kindern und ei-

nem Jahreseinkommen von 40.000 Euro hat von 

2020 an 454 Euro mehr pro Jahr. 

 

Zur Freistellung des steuerlichen Existenzmini-

ums wird der Grundfreibetrag (derzeit 9000 

Euro) erhöht. 2019 erfolgt eine Erhöhung um 

168 Euro, 2020 um 240 Euro. Um den Effekt der 

kalten Progression auszugleichen, werden au-

ßerdem die Eckwerte des Einkommenstarifs ver-

schoben – dadurch werden alle Steuerzahlerin-

nen und Steuerzahler entlastet.  

 

Das sind erste wichtige Bausteine für ein solida-

risches Land und den Zusammenhalt der Gesell-

schaft. Hinzu werden unter anderem die Erhö-

hung des Kinderzuschlages kommen, der Abbau 

von Kitagebühren ebenso wie der Abbau des 

Solidaritätszuschlages für 90 Prozent der Zahle-

rinnen und Zahler. Kinder sollen die besten 

Chancen für ihre Zukunft bekommen, und ihre 

Eltern sollen sie dabei bestmöglich unterstützen 

können. Die finanzielle Stärkung, insbesondere 

von Familien mit geringen und mittleren Einkom-

men, ist ein wesentlicher Eckpfeiler der familien-

politischen Maßnahmen der Großen Koalition. 

 

 

 

ARBEIT 

 

Neue Chancen auf 

Teilhabe am 

Arbeitsleben 

 
In einem solidarischen Land hat jeder eine neue 

Chance verdient. Auch wenn die Arbeitslosigkeit 

niedrig ist, gibt es noch viel zu viele Menschen, 

die schon lange eine Arbeit suchen. Damit finden 

sich die Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-

kraten nicht ab. Für sie schafft die Koalition auf 

Drängen der SPD-Fraktion mit dem Teilha-

bechancengesetz einen sozialen Arbeitsmarkt, 

der ihnen neue Chancen auf Teilhabe am Ar-

beitsleben bietet. 

 

Der Bundestag hat am Donnerstag in 1. Lesung 

dieses Gesetz zum sozialen Arbeitsmarkt debat-

tiert. 

 
Zum Hintergrund: 

 

Die Lage am Arbeitsmarkt in Deutschland ist so 

gut wie schon lange nicht mehr. Die Arbeitslosig-

keit ist dank Rekordbeschäftigung auf einem 

niedrigen Stand. Doch noch immer sind rund 

800.000 Menschen von Langzeitarbeitslosigkeit 

betroffen. Ohne Unterstützung haben viele von 

ihnen absehbar keine realistische Chance auf ei-

nen regulären Arbeitsplatz. Deshalb wird die Ko-
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alition nun einen öffentlich geförderten Arbeits-

markt mit individuellen Unterstützungs- und Be-

treuungsangeboten schaffen.  

 

Im Einzelnen: 

 

Für den sozialen Arbeitsmarkt werden den Job-

centern zusätzlich 4 Milliarden Euro zur Verfü-

gung gestellt. Darüber hinaus ermöglicht die Ko-

alition den Jobcentern den so genannten Passiv-

Aktiv-Transfer: Damit können die Jobcenter-

Leistungen, zum Beispiel der Regelsatz, in einen 

Lohnkostenzuschuss umgewandelt werden. Es 

wird also Arbeit statt Arbeitslosigkeit finanziert.  

 

Mit dem Teilhabechancengesetz werden mit 

zwei Instrumenten die Teilhabechancen für 

Langzeitarbeitslose auf dem allgemeinen und 

dem sozialen Arbeitsmarkt verbessert: 

 

 Langzeitarbeitslose, die mindestens 

sieben Jahre Leistungen der Jobcenter 

bezogen haben, sollen über das Instru-

ment „Teilhabe am Arbeitsmarkt“ neue 

Perspektiven bekommen. Das wird in 

das Zweite Sozialgesetzbuch einge-

fügt. Durch Lohnkostenzuschüsse für 

bis zu fünf Jahre werden sozialversi-

cherungspflichtige Beschäftigungsver-

hältnisse in der Wirtschaft, in sozialen 

Einrichtungen und bei Kommunen ge-

fördert. In den ersten beiden Jahren be-

trägt der Zuschuss 100 Prozent zum 

Mindestlohn; in jedem weiteren Jahr 

wird dieser Zuschuss um zehn Prozent-

punkte gekürzt. 

 Um bereits früher Arbeitslosigkeit zu 

bekämpfen, wird mit dem zweiten In-

strument im SGB II „Eingliederung von 

Langzeitarbeitslosen“ eine schon be-

stehende Fördermöglichkeit von ALG-

II-Beziehern geschärft: Ziel ist, Be-

schäftigte über eine zweijährige Förde-

rung von 75 Prozent der Arbeitsent-

gelte im ersten Jahr bzw. 50 Prozent im 

zweiten Jahr in den allgemeinen Ar-

beitsmarkt zu integrieren.  

 

Ergänzend gilt für beide Gruppen, dass ihnen 

das Angebot an individueller Betreuung und 

Qualifizierung offen steht – also ein echtes 

Coaching. 

Für die SPD-Fraktion ist klar: Alle Menschen 

müssen die Chance bekommen, durch ihre Ar-

beit für sich selbst sorgen zu können. Das schafft 

mehr Teilhabe und eröffnet neue Perspektiven. 

Es ist sozialdemokratische Politik für ein solida-

risches Land. 

AUSSENPOLITIK  

 

Fortsetzung des 

Bundeswehreinsatzes im 

Irak unter Vorbehalt 

 
In 1. Lesung hat der Bundestag am Donnerstag 

den Antrag der Bundesregierung beraten, das 

Bundeswehrmandat zur Bekämpfung des IS-

Terrors und der Stabilisierung des Irak über den 

31. Oktober 2018 hinaus fortzusetzen.  

 

Der Antrag sieht vor, den Einsatz der Aufklä-

rungs- und Tankflugzeuge im Rahmen des Anti-

IS-Mandates zum 31. Oktober 2019 zu beenden 

und das Ausbildungsmandat der Bundeswehr im 

Zentralirak unter Vorbehalt zu verlängern.  

 

Sollte die neu gewählte irakische Regierung un-

ter Einbezug des irakischen Parlaments die Ein-

ladung an Deutschland und die geltenden Trup-

penvereinbarungen bis zum 30. April 2019 nicht 

in geeigneter Form bestätigen, wird das Ausbil-

dungsmandat zum 31. Oktober 2019 abgebaut 

und beendet.  

 

Erstmals legt die Koalition damit in der Manda-

tierung von Auslandeinsätzen fest, dass für die 

Entsendung der Bundeswehr nicht nur die Zu-

stimmung der ausländischen Regierung, son-

dern explizit auch die Einbeziehung des nationa-

len Parlaments in den politischen Willensbil-

dungsprozess gewünscht ist. 

 

 

 

 

 

Wichtiger Beitrag zur 

Friedenssicherung in 

Afrika 

 
In einem gemeinsamen Antrag mit der Unions-

fraktion, den das Parlament am Freitag beraten 

hat, unterstützen die Abgeordneten die Annähe-

rung von Äthiopien und Eritrea und die unter-

zeichnete „Gemeinsame Erklärung von Frieden 

und Freundschaft“. 
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Diese im Juli unterzeichnete gemeinsame Erklä-

rung zwischen Äthiopien und Eritrea ist ein his-

torischer und mutiger Schritt, denn damit wird ein 

seit fast 20 Jahren andauernder Grenzkonflikt, 

der 100.000 Todesopfer forderte, potenziell be-

endet. Die Menschen in Äthiopien und Eritrea 

sehnen sich nach Aufbruch und Veränderung. 

 

Der nun entstandene Dialog zwischen den bei-

den Ländern bietet weitreichende neue Entwick-

lungsmöglichkeiten. Die Bundesregierung sollte 

deshalb den Friedensprozess, aber auch den 

vom äthiopischen Regierungschef Abiy Ahmed 

angestoßenen Reformprozess in Äthiopien un-

terstützen. Auch Eritrea muss jetzt innergesell-

schaftliche Reformen vorantreiben. Darauf müs-

sen wir hinwirken. 

 

„Die Verbesserung der Lebensbedingungen vor 

Ort, politisch wie wirtschaftlich, ist eine langfris-

tige Investition in die Sicherheit der gesamten 

Region“, sagt der Afrikaexperte der SPD-

Fraktion Christoph Matschie. Äthiopien, mit über 

100 Millionen Einwohnern zweitgrößtes Land in 

Afrika, spielt eine wichtige Rolle für die Entwick-

lung der gesamten Region. Der Friedensschluss 

zwischen Äthiopien und Eritrea ist nicht nur ein 

Aufbruch zwischen zwei Staaten, sondern kann 

positive Wirkung auf die Sicherheit am gesamten 

Horn von Afrika haben. 

Auch für Deutschland spielt der angesprochene 

Friedensprozess mit allen seinen positiven Mög-

lichkeiten eine Rolle und das nicht nur, weil viele 

Flüchtlinge aus Eritrea in Deutschland Asyl ge-

funden haben. Die Entwicklungen Europas und 

Afrikas sind eng miteinander verknüpft. Europa 

kann Wohlstand und Sicherheit nur dauerhaft er-

halten, wenn unser Nachbarkontinent eine posi-

tive Entwicklung nimmt. Es ist deshalb umso 

wichtiger, dass beide Kontinente gemeinsame 

die Zukunft gestalten. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Positionspapier: 

Vertrauen zwischen dem 

Westen und Russland 

wieder aufbauen 

 
Am Dienstag hat die SPD-Bundestagsfraktion 

ein Positionspapier zur Außenpolitik beschlos-

sen. Darin machen die SPD-Abgeordneten kon-

krete Vorschläge, verlorengegangenes Ver-

trauen zwischen dem Westen und Russland wie-

der aufzubauen, um die gegenwärtigen Span-

nungen zu überwinden und über das langfristige 

Ziel einer europäischen Friedensordnung ver-

handeln zu können. 

 

Für die SPD-Fraktion ist klar, dass die Achtung 

und Einhaltung völkerrechtlicher, rechtsstaatli-

cher und menschenrechtlicher Prinzipien selbst-

verständlich darin verankert sein müssen. 

 

Konkret gefordert wird eine engere Kooperation 

mit Russland in politischen und wirtschaftlichen 

Fragen. „Wir sollten und dürfen den derzeitigen 

Antagonismus zwischen Russland und dem 

Westen weder als natürlichen noch als Dauerzu-

stand akzeptieren“, heißt es in dem Text. Dem-

nach müsse es ein „Ende der Konfrontation“ im 

militärischen Bereich, eine „Fortsetzung des Di-

alogs im Nato-Russland-Rat“ sowie zusätzliche 

Gespräche „über nukleare und konventionelle 

Abrüstung“ geben. 

 

Zugleich spricht sich die SPD-Fraktion für einen 

europäischen Ansatz in der Russlandpolitik aus. 

Vorbehalte unserer östlichen Nachbarn gegen-

über Russland dürften dabei nicht ignoriert wer-

den. Wörtlich heißt es in dem Beschluss: „Eine 

isolierte deutsche Russlandpolitik wird es daher 

auch künftig nicht geben“. 
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KLIMASCHUTZ 

 

Für ambitionierte CO2-

Grenzwerte für Pkw und 

leichte Nutzfahrzeuge in 

der EU 

 
Die SPD-Fraktion hat am Dienstag ein Positions-

papier zum Klimaschutz beschlossen („Chancen 

nutzen und Klimaziele unterstützen“). Sie setzt 

sich dafür ein, dass bei neuen Pkw und leichten 

Nutzfahrzeugen die Emissionen bis 2030 im Ver-

gleich zu 2021 um 40 Prozent gesenkt werden 

sollen. 

 

Im Beschluss heißt es: „Je ambitionierter die 

Grenzwerte für Pkw und leichte Nutzfahrzeuge 

auf EU-Ebene sind, desto weniger zusätzliche 

Maßnahmen sind auf nationaler Ebene im Klima-

schutzgesetz notwendig, um die Klimaziele im 

Verkehr zu erreichen. Wer sich gegen ambitio-

nierte CO2-Grenzwerte auf EU-Ebene aus-

spricht, muss beantworten können, welche zu-

sätzlichen nationalen Maßnahmen stattdessen 

ergriffen werden sollen.  

 

 

 

BILDUNG 

 

Für einen europäischen 

Bildungsraum über die 

EU-Grenzen hinaus 

 
Zusammen nach Wissen zu streben, für alle die 

gleichen Chancen zu verwirklichen, die Freiheit 

der Wissenschaft zu schützen: Das ist der euro-

päische Bildungsraum, für den sich die SPD-

Bundestagsfraktion einsetzt. In einem gemein-

samen Antrag fordert die Koalition deshalb kon-

krete Maßnahmen, um diese Ziele zu unterstüt-

zen. 

 

Was ist das Alleinstellungsmerkmal eines euro-

päischen Bildungsraums? Die Antwort darauf 

liefert ein Antrag der Fraktionen von CDU/CSU 

und SPD. Bereits im Mai 2018 hatte die Arbeits-

gruppe Bildung und Forschung der SPD-

Bundestagsfraktion ein Positionspapier formu-

liert. Dort wagte sie eine neue Vision für Bildung 

und Forschung in Europa. Der vorliegende An-

trag greift daraus drei zentrale Bereiche auf: 

 

Mobilität, Austausch und Vergleichbarkeit 

 

20 Europäische Hochschulen bis 2024: Auf die-

ses Ziel haben sich die Staats- und Regierungs-

chefs der Europäischen Union geeinigt. Deshalb 

fordern die Koalitionsfraktionen, dass die Bun-

desregierung sich engagiert, diese Idee konzep-

tionell zu gestalten und umzusetzen. Dabei soll 

das Bottom-Up-Prinzip gelten. Das heißt also: 

bereits bestehende Hochschulpartnerschaften 

und Hochschulen müssen weiterentwickelt wer-

den, damit Studierende in mehreren EU-

Ländern forschen und einen Abschluss errei-

chen können. 

 

Ausgebaut werden muss das Nachfolgepro-

gramm für Erasmus Plus. Dazu sind unter ande-

rem die Verdoppelung der finanziellen Mittel, 

weniger Bürokratie sowie ein stärkerer Fokus auf 

Jugend, berufliche Bildung und lebenslanges 

Lernen nötig. Besonders wichtig war der SPD-

Fraktion, Maßnahmen und Projekte für politische 

Bildung zu stärken. Dadurch soll Erasmus einen 

noch größeren Beitrag zu Demokratie und Zu-

sammenhalt in Europa leisten. 

 

Große Unsicherheit verursacht der Brexit bei be-

troffenen Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftlern. Deshalb ist ein klares Signal nötig: 

die enge Zusammenarbeit zwischen Hochschu-

len in der EU und dem Vereinigten Königreich 

(VK) wird auch in Zukunft fortgesetzt werden – 

egal ob ein Brexit-Deal zustande kommt oder 

nicht. So oder so bleibt das VK nämlich Teil des 

Europäischen Hochschulraums. Damit kann es 

auch in Zukunft am Erasmus-Programm teilneh-

men. Darüber hinaus müssen aber vom Brexit 

betroffene Wissenschaftlerinnen und Wissen-

schaftler unterstützt werden, wenn es um Fragen 

zu Aufenthalts- und Arbeitserlaubnissen geht. 

 

Bildungsgerechtigkeit 

 

Bildungsteilhabe heißt heue auch Zugang zu di-

gitalem Wissen. Deshalb soll die Bundesregie-

rung nicht nur ihre eigene Digitalisierungsstrate-

gie konsequent umsetzen. Vielmehr soll 

Deutschland auch die Zusammenarbeit mit den 

anderen EU-Mitgliedsländern ausbauen. Zudem 

muss sie dort Unterstützung leisten, wo natio-

nale Digitalisierungsstrategien noch erarbeitet, 

weiterentwickelt oder besser umgesetzt werden 

müssen. 
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Auch in der beruflichen Bildung ist mehr Zusam-

menarbeit nötig. Dazu soll die Europäische Aus-

bildungsallianz gestärkt und noch besser ge-

nutzt werden, um die berufliche Bildung EU-weit 

zu modernisieren und mehr Ausbildungsplätze 

mit Zukunftsperspektiven zu schaffen – gerade 

für junge Menschen. Damit Beschäftigte in je-

dem Land der EU arbeiten können, soll außer-

dem die Berufsanerkennungsrichtlinie ausge-

baut werden. So können Berufsabschlüsse als 

gleichwertig anerkannt und den Berufsangehöri-

gen freier Zugang zum heimischen Arbeitsmarkt 

gewährt werden. 

 

Wissenschaftsfreiheit und institutionelle 

Autonomie 

 

Maßstäbe in Bildung und Forschung setzen 

muss die EU auch jenseits ihrer Grenzen. Das 

gilt insbesondere für die Wissenschaftsfreiheit, 

die im europäischen Hochschulraum bedroht 

wird. Dafür sind die Türkei oder Russland Nega-

tivbeispiele. Deshalb fordern die Koalitionsfrakti-

onen, dass die Bundesregierung mit der EU für 

die gemeinsamen Werte eintritt. 

 

Bedrohte Studierende, Forschende, aber auch 

Kunstschaffende müssen durch Förderpro-

gramme ihre Arbeit in Deutschland fortsetzen 

können. Wichtig ist darüber hinaus, dass sich die 

Wissenschaft noch stärker für die breite Gesell-

schaft öffnet. Wissenschaftliche Erkenntnisse 

müssen für alle zugänglich sein, beispielsweise 

durch Bürgerdialoge und Projekte wie Citizen 

Science. 

 

 

 

INNERES 

 

Stärkung der Rechte 

intersexueller Menschen 

– Änderung der Angaben 

im Geburtenregister 

 
Die bisherige Beschränkung der personen-

standsrechtlichen Registrierung des Ge-

schlechts bei der Geburt auf „männlich“ und 

„weiblich“ bzw. keine Angabe, wenn ein Kind kei-

nem der beiden Geschlechter zugeordnet wer-

den kann, ist verfassungswidrig. Das hat das 

Bundes-verfassungsgericht im vergangenen 

Jahr festgestellt. Die Koalition handelt nun.  

 

Mit einem Gesetzentwurf zur Änderung der im 

Geburtenregister einzutragenden Angaben, den 

der Bundestag am Donnerstag erstmals beraten 

hat, stärkt die Koalition die Rechte intersexueller 

Menschen. Demzufolge wird die Eintragung in 

das Geburtenregister neu geregelt, sodass zu-

künftig die Möglichkeit besteht, neben keiner An-

gabe, „männlich“ und „weiblich“ auch „divers“ an-

zugeben.  

 

Intersexuelle Menschen haben zukünftig nach 

Vollendung des 14. Lebensjahres die Möglich-

keit, die Zuordnung im Geburtseintrag und gege-

benenfalls auch den Vornamen mit Zustimmung 

des gesetzlichen Vertreters frei selbst zu bestim-

men. 
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